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�ffentliche Finanzen*) Staatlicher Gesamthaushalt

Die Lage der Staatsfinanzen verschlechtert

sich im laufenden Jahr drastisch. W�hrend

2008 unterst�tzt von im Jahresdurchschnitt

g�nstigen konjunkturellen Rahmenbedingun-

gen noch ein ausgeglichener Haushalt er-

reicht wurde, d�rfte nun ein Defizit von leicht

�ber 3% des Bruttoinlandsprodukts (BIP) an-

fallen. Damit w�rde die Regelgrenze des EG-

Vertrages �berschritten. Die Ver�nderung ist

etwa zur H�lfte auf die unmittelbare Wirkung

des starken Konjunktureinbruchs zur�ckzu-

f�hren. Dabei wird diese noch durch die

g�nstige Struktur der gesamtwirtschaftlichen

Entwicklung abgemildert, weil die f�r die

Staatseinnahmen besonders bedeutenden

Bruttol�hne und -geh�lter und privaten Kon-

sumausgaben sich bei Weitem nicht so un-

g�nstig entwickeln wie das BIP und auch der

jahresdurchschnittliche Anstieg der Arbeits-

losigkeit noch begrenzt bleiben wird. Aller-

dings ist der Einnahmenr�ckgang bei den ge-

winnabh�ngigen Steuern deutlich st�rker als

allein konjunkturbedingt zu erwarten w�re.

Dar�ber hinaus schlagen auch andere Fakto-

ren, insbesondere die Konjunkturpakete, mit

rund 11�4 % des BIP erheblich zu Buche. Die

Staatschulden werden sprunghaft auf etwa

13�4 Billionen 3 steigen, wobei auch bislang

beschlossene, nicht im Defizit erfasste Maß-

nahmen zur Finanzmarktstabilisierung eine

wichtige Rolle spielen.

* Im Abschnitt „Staatlicher Gesamthaushalt“ erfolgt eine
Analyse auf der Datengrundlage der VGR sowie der
Maastricht-Kennzahlen. Anschließend wird �ber die
Haushalte der Gebietsk�rperschaften und Sozialversiche-
rungszweige auf Basis der finanzstatistischen (im Wesent-
lichen haushaltsm�ßigen) Abgrenzung berichtet.
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Die staatlichen Einnahmen gehen 2009 stark

zur�ck. Neben der kr�ftigen Konjunkturab-

schw�chung und dem außerordentlichen Ein-

bruch bei den gewinnabh�ngigen Steuern1)

schlagen sich erhebliche Steuersenkungen

nieder. Dabei sind vor allem die mit den Kon-

junkturpaketen beschlossenen �nderungen

des Einkommensteuertarifs und der Abschrei-

bungsregelungen sowie zus�tzliche Unter-

nehmensentlastungen vom Juli von Bedeu-

tung. Bei den Sozialbeitr�gen wird der nied-

rigere Beitragssatz der Bundesagentur f�r

Arbeit (BA) durch jahresdurchschnittlich h�here

S�tze beim Gesundheitsfonds und der sozia-

len Pflegeversicherung praktisch ausgeglichen.

Trotz der insgesamt deutlich sinkenden Ertr�-

ge wird die Einnahmenquote aufgrund der

f�r die Staatsfinanzen sehr g�nstigen Ent-

wicklung der Wirtschaftsstruktur sp�rbar stei-

gen, da das BIP noch st�rker abnimmt.

Die Ausgabenquote nimmt allerdings noch

sehr viel st�rker zu. Ausschlaggebend ist die

schwache Konjunktur, die sich sowohl �ber

h�here arbeitsmarktbedingte Ausgaben als

auch �ber den Nennereffekt des sinkenden

BIP auswirkt. Sie tr�gt allein zu etwa drei

Vierteln zum erwarteten Anstieg um rund

vier Prozentpunkte bei. Allerdings nimmt die

Ausgabenquote auch in konjunkturbereinig-

ter Betrachtung erheblich zu. Allein die mit

den Konjunkturpaketen beschlossenen Mehr-

ausgaben d�rften sich 2009 auf knapp 1�2 %

des BIP belaufen, wobei die Abwrackpr�mie,

die vor�bergehende Ausweitung der staat-

lichen Investitionen und der aktiven Arbeits-

marktpolitik sowie der einmalige Kinder-

bonus am gewichtigsten sind. Daneben

tragen vor allem die Gesundheits-, Alters-

sicherungs- und Personalausgaben sowie die

Kindergelderh�hung zum Anstieg bei.

Im kommenden Jahr d�rften sich die Staats-

finanzen weiter erheblich verschlechtern. Die

Schuldenquote wird (mit voraussichtlich �ber

75%) den n�chsten historischen H�chststand

erreichen und die Defizitquote auf etwa 5%

steigen. Einen nennenswerten Anteil hieran

d�rfte trotz des wieder zunehmenden BIP er-

neut die Konjunktur haben, denn die Wachs-

tumsstruktur d�rfte – im Unterschied zum

laufenden Jahr – f�r die �ffentlichen Finanzen

eher ung�nstig ausfallen. In st�rkerem Maß

wird der Defizitanstieg allerdings strukturelle

Gr�nde haben. Die so gewertete außeror-

dentlich schwache Aufkommensentwicklung

der gewinnabh�ngigen Steuern wird sich

voraussichtlich noch fortsetzen. Außerdem

schlagen betr�chtliche defiziterh�hende

Maßnahmen zu Buche. Allein die im Koaliti-

onsvertrag vereinbarten Neuregelungen, die

zum Jahresbeginn 2010 in Kraft treten sollen,

k�nnten das Defizit zus�tzlich um knapp 1�2 %

des BIP steigen lassen.

1 Die gew�hnlich als makro�konomische Bezugsgr�ße
f�r das Aufkommen der gewinnabh�ngigen Steuern ge-
w�hlten Unternehmens- und Verm�genseinkommen bil-
den nur eine recht grobe Ann�herung an die tats�chliche
steuerliche Bemessungsgrundlage. Daher ist es schwierig,
zwischen konjunkturbedingten und sonstigen (strukturel-
len) Ausf�llen zu unterscheiden. Nach dem im Euro-
p�ischen System der Zentralbanken standardm�ßig ange-
wandten Konjunkturbereinigungsverfahren wird 2009
ein erheblicher Teil des erwarteten Aufkommensr�ck-
gangs bei diesen Steuern nicht durch die Entwicklung der
makro�konomischen Bezugsgr�ße erkl�rt und folglich
nicht der ermittelten Konjunkturkomponente zugerech-
net. Auch mit den Auswirkungen von Rechts�nderungen
lassen sich Steuerausf�lle in der erwarteten H�he nicht
begr�nden. Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Entwick-
lung der Steuereinnahmen in Deutschland und aktuelle
steuerpolitische Fragen, Monatsbericht, Oktober 2008,
S. 35ff.
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Die Einnahmenquote d�rfte aufgrund der

voraussichtlich ung�nstigen Wachstumsstruk-

tur, der anhaltend negativen Sonderentwick-

lung bei den gewinnabh�ngigen Steuern und

vor allem umfangreicher Abgabensenkungen

abnehmen. Hierzu z�hlen insbesondere die

h�here steuerliche Absetzbarkeit von Ver-

sicherungsbeitr�gen, aber auch die im Rah-

men des Konjunkturpakets vom Januar 2009

beschlossene nochmalige Tarifanpassung bei

der Einkommensteuer. Die nun geplanten zu-

s�tzlichen Steuererleichterungen f�r Unter-

nehmen und bei der Umsatzsteuer haben da-

gegen zun�chst noch einen vergleichsweise

geringen Umfang. Bei den Sozialversicherun-

gen bewirkt der angek�ndigte Ausgleich von

Beitragsausf�llen in der Krankenversicherung

aus dem Bundeshaushalt, dass die Kranken-

kassen im kommenden Jahr wohl auf die Er-

hebung von Zusatzbeitr�gen weitgehend ver-

zichten k�nnen.

Die Ausgabenquote d�rfte dagegen leicht

steigen, wobei die Konjunktur d�mpfend

wirken k�nnte. Entscheidend sind hohe Aus-

gaben im Gesundheits- und Alterssicherungs-

bereich. Zur Jahresmitte 2010 wird es zwar

voraussichtlich keine Rentenerh�hung geben,

hier wirkt allerdings nicht zuletzt die Mitte

2009 aufgrund von Ad-hoc-Eingriffen in die

Rentenformel besonders hoch ausgefallene

Anhebung noch nach. Auch der Umfang der

Maßnahmen aus den Konjunkturpaketen

d�rfte zunehmen. Zwar entfallen einige tem-

por�re Stimulierungsmaßnahmen, wie die

Abwrackpr�mie und der einmalige Kinder-

bonus, aber die staatlichen Investitionen d�rf-

ten erheblich wachsen, weil hier 2009 wohl

erst begrenzt Vorhaben umgesetzt werden

k�nnen. Schließlich wurden im Koalitionsver-

trag f�r 2010 merkliche Mehrausgaben, ins-

besondere f�r ein h�heres Kindergeld, verein-

bart.

Neben den automatischen Stabilisatoren und

der St�tzung der Finanzm�rkte waren wegen

der krisenhaften Entwicklung und der damit

verbundenen hohen gesamtwirtschaftlichen

Risiken auch umfangreiche fiskalische Stimu-

lierungsmaßnahmen zu rechtfertigen. Da aber

aus heutiger Perspektive nur ein relativ kleiner

Teil des f�r 2010 erwarteten Defizits konjunk-

tureller und ein erheblicher Teil der Stimulie-

rungsmaßnahmen dauerhafter Natur ist, ist

nunmehr ohne Gegenfinanzierungsmaßnah-

men auch mittelfristig weiter mit hohen Defi-

ziten und einer schnell steigenden Schulden-

quote zu rechnen.

Auch in fast allen anderen EU-Staaten zeigt

die Herbstprognose der Europ�ischen Kom-

mission perspektivisch sehr hohe Defizitquo-

ten und teilweise geradezu explodierende

Schuldenquoten an. Eine solche Entwicklung

w�rde nicht nur mit finanzpolitischen und

gesamtwirtschaftlichen Problemen einherge-

hen, sondern w�re auch aus geldpolitischer

Sicht problematisch, weil unter anderem die

Gefahr besteht, dass sich an den M�rkten

aufgrund einer nicht dauerhaft tragf�higen

Haushaltslage hohe Inflationserwartungen bil-

den. Nicht zuletzt um die stabilit�tsorientierte

Geldpolitik gegen eine unsolide Finanzpolitik

abzusichern, wurden im EG-Vertrag und im

Stabilit�ts- und Wachstumspakt Mindestan-

forderungen an die in nationaler Verantwor-

tung liegende Finanzpolitik vereinbart. F�r

den Fall, dass diese nicht eingehalten werden,

Entwicklung
der Einnahmen-
quote vor allem
von Steuer-
senkungen
gepr�gt

Ausgabenquote
d�rfte 2010
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Deutsche Bundesbank

Defizitverfahren f�r 13 Mitgliedstaaten des Euro-Raums

Die Mitgliedstaaten der EU haben sich durch den EG-Vertrag
verpflichtet, �berm�ßige staatliche Defizite zu vermeiden.
Im Regelfall d�rfen das Defizit und die Schulden die Refe-
renzwerte von 3% und 60% des BIP nicht �berschreiten. Ziel
ist es, solide �ffentliche Finanzen als Voraussetzung f�r Preis-
stabilit�t und nachhaltiges Wachstum zu gew�hrleisten.
Vertrauen in die langfristige Tragf�higkeit der �ffentlichen
Finanzen ist besonders wichtig, um die Inflationserwartun-
gen auch mittel- und langfristig auf einem angemessenen
Niveau zu verankern und damit die Aufgabe der Geldpolitik
zu erleichtern.

Die europ�ischen Vereinbarungen legen auch wichtige Min-
destanforderungen f�r den Ausstieg aus den zuvor ergriffe-
nen Stimulierungsmaßnahmen und die notwendige Konsoli-
dierung fest. Nach dem Stabilit�ts- und Wachstumspakt darf
der Referenzwert f�r die Defizitquote zwar bei einem
schwerwiegenden Wirtschaftsabschwung �berschritten wer-
den. Die Defizitquote darf aber selbst dann nur vor�ber-
gehend �ber 3% hinausgehen und muss nahe beim Refe-
renzwert bleiben. Steigt die Defizitquote �ber 3%, ohne
dass die Ausnahmeklauseln greifen, oder liegt die Schulden-
quote �ber 60% und ist nicht hinreichend r�ckl�ufig, stellt
der Ecofin-Rat auf Empfehlung der Europ�ischen Kommis-
sion ein �berm�ßiges Defizit fest und spricht Korrektur-
empfehlungen aus. Dabei ist das �berm�ßige Defizit norma-
lerweise im Jahr nach seiner Feststellung zu korrigieren.
Unter besonderen Umst�nden kann diese Frist aber – in der
Regel um ein Jahr – verl�ngert werden. Als Richtwert ist das
strukturelle Defizit j�hrlich um mindestens 0,5% des BIP zu
verringern.

Im April und Juli dieses Jahres hat der Ecofin-Rat f�r insge-
samt f�nf L�nder des Euro-Raums �berm�ßige Defizite fest-
gestellt. Dabei wurde Griechenland, dessen Verfahren sich
auf die erst nachtr�glich gemeldete Referenzwert�berschrei-
tung im Jahr 2007 bezieht, aufgefordert, das �berm�ßige
Defizit 2010 zu korrigieren. Auch Malta sollte 2010 wieder
ein Defizit unter 3% des BIP aufweisen. Die Korrekturfrist
f�r die anderen drei L�nder, die gleichfalls schon 2008 �ber-
m�ßige Defizite aufwiesen, wurde mit Blick auf die H�he des
Defizits und im Kontext der außergew�hnlichen Wirtschafts-
und Finanzkrise ausgedehnt: In Spanien und in Frankreich
sollte sp�testens 2012 und in Irland 2013 die 3%-Grenze wie-
der eingehalten werden. Nach sechs Monaten wird gepr�ft,
ob der jeweilige Mitgliedstaat wirksame Maßnahmen ergrif-
fen hat, um den Empfehlungen nachzukommen. Wenn dies
der Fall ist, aber unerwartete wirtschaftliche Entwicklungen
die �ffentlichen Finanzen in erheblichem Maße ung�nstig
beeinflussen, kann der Rat auf Vorlage der Kommission die
Empfehlungen anpassen. Mit dieser Begr�ndung schlug die

Kommission am 11. November 2009 f�r Spanien, Frankreich
und Irland eine Fristverl�ngerung um ein weiteres Jahr vor.
F�r Griechenland wurde dagegen die ganz erheblich ver-
schlechterte Haushaltslage im laufenden Jahr als gr�ßtenteils
von der Regierung verantwortet eingestuft. Daher empfahl
die Kommission dem Rat die Feststellung, dass keine wirksa-
men Maßnahmen ergriffen wurden. Im n�chsten Schritt
w�re das Verfahren zu versch�rfen und Griechenland in Ver-
zug zu setzen. F�r Malta l�uft die Sechsmonatsfrist bis zur
�berpr�fung noch bis Januar 2010.

Zeitgleich mit den Anpassungen f�r die bereits seit dem
Fr�hjahr laufenden Verfahren empfahl die Kommission dem
Rat, f�r acht weitere Euro-L�nder �berm�ßige Defizite fest-
zustellen und Korrekturempfehlungen auszusprechen. Diese
L�nder hatten in der halbj�hrlichen Notifikation im Rahmen
des Haushalts�berwachungsverfahrens Ende September f�r
das laufende Jahr Defizitquoten deutlich oberhalb des Refe-
renzwertes gemeldet, und in den meisten F�llen wurde auch
das Schuldenkriterium verletzt. 1) F�r Deutschland, die Nie-
derlande, �sterreich, Portugal, die Slowakei und Slowenien
empfiehlt die Kommission eine Korrekturfrist bis 2013 sowie
f�r Belgien und Italien bis 2012.

Dabei k�nnen Deutschland, die Niederlande und �sterreich
nach Ansicht der Kommission im kommenden Jahr ihre fiska-
lischen Maßnahmen wie geplant durchf�hren und m�ssen
erst 2011 mit der Konsolidierung beginnen. Mit einer jahres-
durchschnittlichen Verbesserung des strukturellen Saldos von
1�2 % bis 3�4 % des BIP von 2011 bis 2013 sei f�r diese L�nder
eine fristgerechte Korrektur zu erreichen. Auch Italien,
Belgien und Slowenien haben demnach Konsolidierungs-
anstrengungen etwa in dieser Gr�ßenordnung zu unterneh-
men, allerdings schon ab 2010. F�r die �brigen L�nder, die
auch bereits ab 2010 konsolidieren sollen, werden recht
unterschiedliche Verbesserungsschritte gefordert. Sie reichen
von jahresdurchschnittlich 1% des BIP f�r die Slowakei �ber
11�4 % f�r Portugal und Frankreich bis zu 13�4 % f�r Spanien
und 2% f�r Irland.

Die Kommission m�chte mit dieser Differenzierung hinsicht-
lich der Korrekturfrist und des Umfangs der j�hrlichen Kon-
solidierung einerseits als machbar eingestufte strukturelle
Anpassungen vorschlagen, andererseits gleichzeitig die
unterschiedlichen Risiken f�r die Tragf�higkeit der �ffent-
lichen Haushalte – unter anderem aufgrund der unterschied-
lichen Schuldenh�he – ber�cksichtigen. Vor dem Hinter-
grund der außergew�hnlichen Wirtschafts- und Finanzkrise,
die in den staatlichen Budgets deutliche Spuren hinterl�sst,
und der Tatsache, dass die europ�ischen Gremien selbst vor
einem Jahr defiziterh�hende Maßnahmen zur Konjunktur-

1 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht, Oktober 2009,
S. 10. — 2 Gibt die erforderliche durchschnittliche j�hrliche Verbesse-
rung der strukturellen Defizitquote gem�ß den Kommissionsempfeh-

lungen an. — 3 F�r Malta ist nach dem 7. Januar 2010 zu �berpr�fen,
ob geeignete Maßnahmen ergriffen wurden. — 4 Die Feststellung
�berm�ßiger Defizite und die Empfehlungen f�r deren Korrektur
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stabilisierung gefordert haben, ist eine �ber ein Jahr hinaus-
gehende Korrekturfrist in vielen F�llen angemessen. Die
Kommission hat mit der von ihr insgesamt vorgenommenen
Interpretation die Flexibilit�t des Stabilit�ts- und Wachstums-
pakts allerdings außerordentlich stark gedehnt. F�r Deutsch-
land, aber auch f�r andere L�nder ist eine schnellere R�ck-
f�hrung der hohen Defizite und die Umkehrung der Ent-
wicklung der Schuldenquote w�nschenswert und m�glich.
Der von der Kommission empfohlene Konsolidierungsum-
fang liegt f�r einige L�nder nicht oder kaum �ber der Min-
destanforderung von 0,5% des BIP pro Jahr, obwohl die Defi-
zitquoten den Referenzwert weit �berschreiten. Auch die zu-
meist hohen und schnell steigenden Schuldenquoten spre-
chen f�r eine ambitioniertere Konsolidierung. Dem Ecofin-
Rat f�llt jetzt die Verantwortung zu, angemessene Konsoli-
dierungsanforderungen zu beschließen und so eine Besch�-
digung des fiskalischen Regelwerks – einer tragenden S�ule
der W�hrungsunion – zu verhindern. Wichtig ist auch, dass
alle Mitgliedstaaten die Vorgaben im Rahmen des Verfahrens
bei einem �berm�ßigen Defizit respektieren und geeignete
Maßnahmen ergreifen, um mindestens die letztlich empfoh-
lenen Verbesserungen herbeizuf�hren.

Das Verfahren bei einem �berm�ßigen Defizit sollte relativ
einfach, transparent und auf dessen schnelle Korrektur kon-
zentriert sein. Die von der Kommission vorgenommene Diffe-

renzierung der j�hrlichen Konsolidierungslast beziehungs-
weise des Konsolidierungsbeginns aufgrund weiterer Indika-
toren – unter anderem Leistungsbilanzsalden – macht das
Verfahren komplizierter und intransparent. Der Versuch
einer gesamtwirtschaftlichen Feinjustierung geht zulasten
der Nachvollziehbarkeit und schw�cht die Bindungswirkung.

Vor dem Hintergrund einer wirtschaftlichen Erholung liegt
eine z�gige und dauerhafte Haushaltskonsolidierung im eige-
nen Interesse jedes Mitgliedstaates. Nicht gegenfinanzierte
defiziterh�hende Maßnahmen von L�ndern, die sich bereits
in einem Verfahren befinden, f�hren jedoch in die falsche
Richtung und sind grunds�tzlich nicht regelkonform. Es gilt
nunmehr, solide Haushaltspositionen zu erreichen, bevor der
n�chste Abschwung einsetzt. In einigen L�ndern k�nnen so
auch andernfalls drohende Risikoaufschl�ge auf die Zinsen
vermieden werden, die nicht nur die Haushaltslage versch�r-
fen, sondern auch die gesamtwirtschaftliche Entwicklung be-
eintr�chtigen w�rden. Nicht zuletzt w�rde eine z�gige und
nachhaltige Konsolidierung das Vertrauen in die langfristige
Tragf�higkeit der �ffentlichen Finanzen st�rken und damit
einen wesentlichen Beitrag zur Verankerung stabilit�tskon-
former Inflationserwartungen leisten. Dies w�rde es der Geld-
politik erleichtern, Preisstabilit�t bei niedrigen Zinsen zu ge-
w�hrleisten.

durch den Ecofin-Rat werden f�r den 2. Dezember 2009 erwartet. —
5 Quelle: EU-Kommission, Herbstprognose 2009.

Mitgliedstaaten des Euro-Raums im Defizitverfahren

Haushaltssaldo in % des BIP 5) Schulden in % des BIP 5)

Land

�berm�ßiges
Defizit
festgestellt im Korrekturfrist

Konsoli-
dierungs-
beginn

J�hrliche
Konsoli-
dierungs-
anforde-
rung 2)

(in %
des BIP) 2009 2010 2011 2009 2010 2011

GR April 2009 2010 – 12,7 – 12,2 – 12,8 112,6 124,9 135,4
MT Juli 2009 20103) – 4,5 – 4,4 – 4,3 68,5 70,9 72,5

Kommissionsvorschlag
f�r neue Korrekturfrist

ES 2013 2010 13�4 – 11,2 – 10,1 – 9,3 54,3 66,3 74,0
FR April 2009

)
2013 2010 11�4 – 8,3 – 8,2 – 7,7 76,1 82,5 87,6

IE 2014 2010 2 – 12,5 – 14,7 – 14,7 65,8 82,9 96,2

Verfahren
er�ffnet 4) im

Kommissionsvorschlag
f�r Korrekturfrist

BE 2012 2010 3�4 – 5,9 – 5,8 – 5,8 97,2 101,2 104,0
IT 2012 2010 1�2 – 5,3 – 5,3 – 5,1 114,6 116,7 117,8
DE 2013 2011 1�2 – 3,4 – 5,0 – 4,6 73,1 76,7 79,7
NL Oktober 2009

)
2013 2011 3�4 – 4,7 – 6,1 – 5,6 59,8 65,6 69,7

AT 2013 2011 3�4 – 4,3 – 5,5 – 5,3 69,1 73,9 77,0
PT 2013 2010 11�4 – 8,0 – 8,0 – 8,7 77,4 84,6 91,1
SI 2013 2010 3�4 – 6,3 – 7,0 – 6,9 35,1 42,8 48,2
SK 2013 2010 1 – 6,3 – 6,0 – 5,5 34,6 39,2 42,7
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sind Korrekturmechanismen vorgesehen. Der

Pakt ist dabei ausreichend flexibel, um im

Rahmen einer außerordentlichen Krise eine

erhebliche finanzpolitische Stabilisierung zu

erm�glichen. Allerdings stellen sich die be-

sonderen politischen Herausforderungen vor

allem dann, wenn eine Konsolidierung erfor-

derlich ist. Denn wie sich in der Vergangen-

heit gezeigt hat, verl�uft die Korrektur �ber-

m�ßiger Defizite nicht immer reibungslos im

Sinne des vereinbarten Verfahrens. Inzwi-

schen hat die Europ�ische Kommission f�r

Deutschland und 12 weitere der 16 EWU-

L�nder Defizitverfahren er�ffnet (vgl. Erl�ute-

rungen auf S. 68f.). Mit wieder stabileren

Konjunkturaussichten kommt es nunmehr

darauf an, eine glaubhafte Strategie f�r die

schnelle und durchgreifende Korrektur der in

vielen F�llen dramatischen Perspektive der

Staatsfinanzen zu beschließen.

Die Europ�ische Kommission empfiehlt dem

Ecofin-Rat, Deutschland f�r die Korrektur des

�berm�ßigen Defizits bis 2013 Zeit zu geben.

Demnach soll Deutschland 2010 noch nicht

mit der Konsolidierung beginnen, sondern

kann die finanzpolitischen Maßnahmen wie

geplant umsetzen. Ab 2011 soll das struktu-

relle Defizit dann um durchschnittlich j�hrlich

0,5% des BIP reduziert werden. Bei besser

als erwarteter Wirtschafts- oder Haushalts-

entwicklung soll die R�ckf�hrung beschleu-

nigt werden. Diese Empfehlungen bleiben

hinsichtlich der Konsolidierungsanforderun-

gen hinter der Planung der Bundesregierung

vom Sommer 2009 zur�ck. Damals war zwar

gleichfalls vorgesehen, 2010 zun�chst noch

die bis dahin bereits beschlossenen defiziter-

h�henden Maßnahmen umzusetzen und erst

2013 die 3%-Grenze wieder zu erreichen.

Allerdings wird inzwischen der Finanzie-

rungssaldo 2010 um etwa 1% des BIP g�ns-

tiger eingesch�tzt, sodass mit dem damals

geplanten Konsolidierungskurs die 3%-

Grenze bereits 2012 wieder einzuhalten

w�re. Eine ehrgeizigere Zielsetzung w�re

auch deshalb w�nschenswert, weil der emp-

fohlene Konsolidierungsumfang, der durch

die auslaufende Wirkung befristeter kon-

junktureller Stimulierungsmaßnahmen be-

reits teilweise abgedeckt ist, lediglich der

Mindestanforderung des Paktes entspricht

und somit letztlich der Korrekturzeitraum un-

n�tig gestreckt wird.

Deutschland kommt bei der Umsetzung der

europ�ischen Fiskalregeln, die es zur Siche-

rung der Stabilit�t des Euro maßgeblich

selbst initiiert hatte, eine besondere Verant-

wortung zu. Zus�tzliche defiziterh�hende

Maßnahmen in einem Land, f�r das bereits

ein Defizitverfahren er�ffnet wurde, stehen

grunds�tzlich nicht im Einklang mit dem

Pakt, da nicht von einer (hinreichenden)

Selbstfinanzierung auszugehen ist. Auch

haben sich die gesamtwirtschaftlichen Per-

spektiven inzwischen sp�rbar aufgehellt, und

wenn die notwendige Konsolidierung nicht

z�gig und konsequent angegangen wird, be-

steht die Gefahr, dass vor dem n�chsten Ab-

schwung noch keine solide Haushaltsposition

erreicht sein wird. Insgesamt sind vor diesem

Hintergrund auch 2010 weitere Ausgaben-

erh�hungen und Steuersenkungen ohne Ge-

genfinanzierung ein problematisches Signal.

Sie erschweren und verz�gern den notwen-

digen Konsolidierungsprozess, das Einhalten

internationaler Verpflichtungen sowie der na-
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frist f�r
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tionalen Schuldenregel. Sie sind zudem aus

konjunktureller Perspektive nicht angemes-

sen, zumal die bisherigen Konjunkturpakete

2010 noch erhebliche Teile ihrer Wirkung ent-

falten werden. Es ist von entscheidender Be-

deutung, dass die Bekenntnisse zu den euro-

p�ischen und nationalen Vorgaben gerade in

Deutschland mit Leben erf�llt werden und

eine verl�ssliche Perspektive f�r die Konsoli-

dierung der Staatsfinanzen im Ende Januar

vorzulegenden Stabilit�tsprogramm aufge-

zeigt wird.

Haushalte der Gebietsk�rperschaften

Steuereinnahmen

Die Steuereinnahmen2) sanken im dritten

Quartal gegen�ber dem entsprechenden Vor-

jahrszeitraum stark um 8% (siehe neben-

stehendes Schaubild und Tabelle auf S. 72).

Dies ist auf den Wirtschaftseinbruch und um-

fangreiche Steuerentlastungen zur�ckzuf�h-

ren. Davon betroffen sind vor allem die

einkommensabh�ngigen Steuern (– 16 1�2 %).

Die Lohnsteuereinnahmen (– 5 1�2 %) gingen

infolge der – wenn auch im Vergleich zum BIP

relativ wenig – gesunkenen Bruttol�hne und

-geh�lter zur�ck. Zudem sind zum Jahresbe-

ginn der Steuertarif gesenkt sowie das vom

Kassenaufkommen abgesetzte Kindergeld er-

h�ht worden, und auch die ebenfalls abgezo-

genen Auszahlungen der Altersvorsorgezu-

lage sind gestiegen. Massive Ausf�lle waren

bei den gewinnabh�ngigen Steuern zu ver-

zeichnen (– 37 1�2 %). Das Aufkommen der

K�rperschaftsteuer brach wegen niedrigerer

Vorauszahlungen f�r laufende Gewinne und

per saldo h�herer Erstattungen f�r 2008

weg. Auch die Einnahmen aus der veranlag-

ten Einkommensteuer sanken infolge des

Gewinnr�ckgangs, waren aber bisher weni-

ger stark betroffen. Hinzu kamen hier

Mindereinnahmen durch die Steuerr�ckzah-

lungen nach dem Verfassungsgerichtsurteil

zur Entfernungspauschale und Steuersenkun-

gen. Bei der Kapitalertragsteuer kam es auf-

grund geringerer Gewinnaussch�ttungen

ebenfalls zu hohen Ausf�llen. Die Ertr�ge aus

den verbrauchsabh�ngigen Steuern lagen je-

doch wegen der recht stabilen Verbrauchs-

entwicklung etwa auf Vorjahrsniveau.

Steueraufkommen *)

* Einschl. EU-Anteilen am deutschen Steuer-
aufkommen,  ohne  Erträge  aus  Gemeinde-
steuern.

Deutsche Bundesbank
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Gem�ß der aktualisierten offiziellen Steuer-

sch�tzung wird f�r das Gesamtjahr ebenfalls

mit einem starken R�ckgang der Einnahmen

(inkl. Gemeindesteuern um – 6 1�2 %) gerech-

net, wobei die Jahresrate durch das relativ

g�nstige Ergebnis im ersten Quartal gest�tzt

wird.3) Ausschlaggebend f�r den R�ckgang

sind zum einen die Ausf�lle durch die Kon-

junkturst�tzungsmaßnahmen4), die r�ckwir-

kende Korrektur bei der Entfernungspau-

schale nach dem Verfassungsgerichtsurteil

vom Dezember 2008 sowie die Kindergelder-

h�hung5), die sich insgesamt auf 16 1�2 Mrd 3

belaufen. Zudem wird mit einem massiven

Einbruch bei den gewinnabh�ngigen Steuern

gerechnet (bereinigt um die Wirkung von

Rechts�nderungen: – 171�2 % bzw. 22 Mrd 3),

womit sich die positive Sonderentwicklung

der letzten Jahre zu einem guten Teil zur�ck-

bildet. Mit den Bruttol�hnen und -geh�ltern

und vor allem dem privaten Verbrauch ent-

wickeln sich wichtige steuerliche Bezugs-

gr�ßen deutlich g�nstiger als das nominale

BIP, wodurch die Wirkung des R�ckgangs der

Wirtschaftsleistung auf die Steuereinnahmen

Steueraufkommen

1. bis 3. Vierteljahr 3. Vierteljahr

Sch�t-
zung f�r
2009 1) 2)

2008 2009 2008 2009

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�nderung
gegen�ber Vorjahr

Ver�n-
derung
gegen-
�ber
Vorjahr

Steuerart Mrd 5 in Mrd 5 in % Mrd 5 in Mrd 5 in % in %

Steuereinnahmen
insgesamt 2) 375,2 352,8 – 22,3 – 6,0 125,5 115,6 – 9,9 – 7,9 – 6,1

darunter:
Lohnsteuer 101,6 96,6 – 5,0 – 4,9 34,1 32,2 – 1,9 – 5,6 – 5,2
Gewinnabh�ngige
Steuern 3) 60,2 45,4 – 14,8 – 24,6 18,1 11,3 – 6,7 – 37,3 – 25,0
davon:

Veranlagte
Einkommensteuer 22,9 18,8 – 4,1 – 17,9 8,9 6,7 – 2,1 – 24,2 – 17,9
Kapitalertragsteuern 4) 23,7 21,2 – 2,4 – 10,3 5,1 4,0 – 1,1 – 21,5 – 14,4
K�rperschaftsteuer 13,6 5,3 – 8,3 – 60,9 4,1 0,6 – 3,5 – 85,5 – 59,9

Steuern vom Umsatz 5) 130,5 130,9 + 0,4 + 0,3 44,3 44,4 + 0,0 + 0,1 + 0,4
Energiesteuer 24,0 24,7 + 0,7 + 2,8 9,8 9,9 + 0,1 + 0,8 + 0,0
Tabaksteuer 9,5 9,4 – 0,0 – 0,4 3,6 3,5 – 0,2 – 4,1 + 0,0

1 Laut offizieller Steuersch�tzung vom November 2009. —
2 Einschl. EU-Anteilen am deutschen Steueraufkommen,
ohne Ertr�ge aus Gemeindesteuern. — 3 Arbeitnehmerer-
stattungen, Eigenheim- und Investitionszulage vom Auf-

kommen abgesetzt. — 4 Abgeltungsteuer auf Zins- und
Ver�ußerungsertr�ge, nicht veranlagte Steuern vom
Ertrag. — 5 Umsatzsteuer und Einfuhrumsatzsteuer.

Deutsche Bundesbank

3 Die Sch�tzung basiert auf der aktuellen gesamtwirt-
schaftlichen Prognose der Bundesregierung. Danach wird
f�r 2009 eine Ver�nderungsrate des realen BIP von – 5%
(Mai: – 6%) und des nominalen BIP von – 3,9% (Mai:
– 5,3%) erwartet. F�r 2010 wird mit einem Zuwachs um
real 1,2% (Mai: + 0,5%) und nominal 1,6% (Mai:
+ 1,2%) gerechnet.
4 Vor allem Einkommensteuertarifsenkung, Kinderbonus,
Abschreibungserleichterungen, ausgeweitete Ist-Versteue-
rung bei der Umsatzsteuer, gelockerte Gegenfinanzie-
rungsmaßnahmen der Unternehmensteuerreform 2008.
5 Finanzstatistisch mindert eine Kindergelderh�hung die
Steuereinnahmen, da das Kindergeld vom Aufkommen
der Lohnsteuer abgesetzt wird. In den im vorderen Teil
dieses Berichts zugrunde liegenden Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen wird das Kindergeld aufgrund seiner
Transferkomponente allerdings brutto gestellt und als So-
zialausgabe gebucht.

Auch f�r
Gesamtjahr
stark sinkende
Einnahmen
erwartet



DEUTSCHE
BUNDESBANK

Monatsbericht
November 2009

73

insgesamt ged�mpft wird. Der Fiscal drag

spielt im laufenden Jahr keine Rolle.6)

F�r 2010 wird erwartet, dass die Einnahmen

beim rechtlichen Status quo um weitere

2 1�2 % fallen werden. Die bereits beschlosse-

nen – per saldo steigenden – Steuerentlastun-

gen wie vor allem die Ausf�lle infolge des

erweiterten Sonderausgabenabzugs von Kran-

ken- und Pflegeversicherungsbeitr�gen schla-

gen hier zu Buche (insgesamt 9 1�2 Mrd 3).

Hinzu kommt, dass die Einnahmen aus den

gewinnabh�ngigen Steuern weiter sinken wer-

den, da sich der starke R�ckgang der Unter-

nehmensgewinne im laufenden Jahr erst mit

einer gewissen zeitlichen Verz�gerung voll-

st�ndig niederschl�gt. Außerdem entwickeln

sich auch die jeweiligen makro�konomischen

Bezugsgr�ßen der Lohnsteuer und der ver-

brauchsabh�ngigen Steuern schwach. Insge-

samt ist die Prognoseunsicherheit dabei sehr

groß.7) Auch ist zu beachten, dass die offi-

zielle Steuersch�tzung auf geltendem Recht

basiert und die von der Regierung f�r 2010

geplanten zus�tzlichen Entlastungen somit

nicht einbezogen sind. Die Ausf�lle durch die

weitere Erh�hung von Kindergeld und -frei-

betrag, Korrekturen bei der Unternehmens-

besteuerung und der Erbschaftsteuer sowie

die Beg�nstigung von Beherbergungsleistun-

gen bei der Umsatzsteuer sollen 2010 bei

6 Mrd 3 liegen (0,2% des BIP bzw. 1,2% der

Steuereinnahmen) und bei voller Jahres-

wirkung 8 1�2 Mrd 3 betragen.

Gegen�ber der letzten offiziellen Sch�tzung

vom Mai wurde die Prognose f�r das laufen-

de und das kommende Jahr damit jeweils um
1�2 Mrd 3 nach unten angepasst, wenn die

Wirkungen der zwischenzeitlichen Rechts�n-

derungen sowie die Korrektur des Ansatzes

der Bundesregierung f�r die Steuerausf�lle

durch das EuGH-Urteil zur Rechtssache Mei-

licke herausgerechnet werden.8) Dabei fallen

die Aufw�rtskorrekturen bei den verbrauchs-

abh�ngigen Steuern geringer aus als die Ab-

w�rtsrevisionen bei den einkommensabh�n-

gigen Steuern. Im Vergleich zum Rechtsstand

vom Sommer (also einschl. der Unterneh-

mensteuerentlastungen vom Juli) und unter

Ber�cksichtigung der angek�ndigten zus�tz-

lichen Steuersenkungen bel�uft sich die Revi-

sion f�r 2010 auf – 3 Mrd 3.

Neben den bereits angesprochenen, kurzfris-

tig umzusetzenden Maßnahmen enthalten die

Koalitionsvereinbarungen weitere steuerpoli-

tische Ank�ndigungen. Allerdings sind kom-

plexe Bereiche wie beispielsweise die Refor-

men von Unternehmensbesteuerung und

Gemeindefinanzierung nicht konkretisiert wor-

den. Auch stehen die k�nftigen Entscheidun-

gen unter einem generellen Finanzierungsvor-

behalt, der unter anderem bei der angestreb-

ten weiteren Entlastung bis zu einer Gr�ßen-

6 �blicherweise ist der Fiscal drag per saldo positiv, da
der reale Wertverlust bei den mengenabh�ngigen spe-
ziellen Verbrauchsteuern von der positiven Progressions-
wirkung bei der Einkommensteuer �berkompensiert
wird. Die jeweiligen Effekte kehren sich in diesem Jahr
aber um, da erwartet wird, dass der Deflator f�r die Kon-
sumausgaben der privaten Haushalte und die nominalen
Durchschnittsl�hne leicht sinken.
7 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, Entwicklung der
Steuereinnahmen in Deutschland und aktuelle steuerpoli-
tische Fragen, Monatsbericht, Oktober 2008, S. 35 ff.
8 Bei den Rechts�nderungen sind vor allem die Unterneh-
mensteuerentlastungen vom Juli relevant. Die Ausf�lle
durch das Meilicke-Urteil wurden ein weiteres Jahr nach
hinten verschoben, da zun�chst eine erneute Entschei-
dung des EuGH in dieser Sache abzuwarten ist. Hierdurch
ergeben sich vor allem 2010 erhebliche Mehreinnahmen
(kumuliert 2009 bis 2010: 3 1�2 Mrd 3).

2010 weiter
deutlich
sinkende
Einnahmen...

...und
zus�tzliche
Steuer-
entlastungen
angek�ndigt

Begrenzte
Korrekturen
gegen�ber
Mai-Sch�tzung

Zuk�nftige
Steuerpolitik
noch unklar



DEUTSCHE
BUNDESBANK
E U R O S Y S T E M

Monatsbericht
November 2009

74

ordnung von 20 Mrd 3 durch die Anpassung

des Einkommensteuertarifs vor dem Hinter-

grund der europ�ischen und nationalen Haus-

haltsregeln eine wichtige Rolle spielen sollte.

Welche Komponenten die angek�ndigte Um-

gestaltung des Steuersystems letztlich umfas-

sen wird, ist insofern noch nicht absehbar. Im

Hinblick auf eine geringere Komplexit�t der

Einkommensbesteuerung erscheint die Um-

stellung des Tarifs auf wenige Stufen nicht

ausschlaggebend. Eine entscheidende Verein-

fachung k�nnte vielmehr durch die Verringe-

rung von steuerlichen Subventionen und Aus-

nahmeregelungen erreicht werden, wobei die

Herausforderung hier erfahrungsgem�ß darin

besteht, konkrete Abbaumaßnahmen gegen

die bislang beg�nstigten Interessengruppen

durchzusetzen. Die konkreteren Planungen

deuten bisher eher auf eine Ausweitung von

Sondertatbest�nden und Partikularbeg�nsti-

gungen hin. Die beabsichtigten Steuerrefor-

men werden letztlich in der Gesamtschau des

Steuer- und Transfersystems einschließlich der

Sozialversicherungen sowie im Hinblick auf

die intergenerative Lastverteilung und Trag-

f�higkeit der Staatsfinanzen zu beurteilen

sein.

Bundeshaushalt

Im Bundeshaushalt ergab sich im dritten Quar-

tal ein Defizit von 16 Mrd 3, das um 4 1�2 Mrd 3

h�her lag als vor Jahresfrist. Die Einnahmen

sanken trotz erstmaliger Einrechnung des seit

Juli dem Bund zufließenden Kfz-Steuerauf-

kommens (2 Mrd 3) angesichts stark r�ckl�ufi-

ger Steuerertr�ge um knapp 4% (4 Mrd 3).

Der Ausgabenzuwachs von gut 2% (2 Mrd 3)

blieb etwas hinter den Ausgleichszahlungen

f�r die Kfz-Steuer an die L�nder zur�ck. Zu

ber�cksichtigen ist aber, dass vor Jahresfrist

Einmallasten aus der IKB-Rekapitalisierung

und einem Beihilfe-Gerichtsurteil von insge-

samt fast 2 1�2 Mrd 3 zu verkraften gewesen

waren. Mehrausgaben an anderer Stelle wur-

den so �berdeckt. F�r die Sozialversicherun-

gen wurden etwa trotz der grunds�tzlichen

Verschiebung des Auszahlungstermins f�r die

Umsatzsteuermittel an die BA auf das Jahres-

ende (mit einer Entlastung von jeweils 2 Mrd 3

in den ersten drei Quartalen des Jahres) Mehr-

kosten von fast 11�2 Mrd 3 verbucht, die vor al-

lem auf h�heren Zahlungen f�r die gesetzliche

Krankenversicherung beruhen. Außerdem

stiegen die Investitionen um fast 1 Mrd 3, wo-

von die H�lfte im Bereich Straßen anfiel. Dar�-

ber hinaus waren die Ausgaben f�r das Ar-

beitslosengeld II um knapp 1�2 Mrd 3 h�her.

Entlastungen von 1 Mrd 3 standen dagegen

bei den Schuldzinsen zu Buche – vor allem

wegen der Ausgabe von Wertpapieren mit

Agios, die von den Ausgaben des laufenden

Jahres zulasten der Haushalte der Folgejahre

abgesetzt werden.

Im zweiten Nachtragshaushalt vom Sommer

ist f�r den Bund eine Nettokreditaufnahme

von gut 49 Mrd 3 veranschlagt. Nach den ers-

ten drei Quartalen bel�uft sich das Defizit auf

24 1�2 Mrd 3. W�hrend in den Schlussquarta-

len der letzten Jahre �bersch�sse des Bundes-

haushalts verzeichnet wurden, d�rften nicht

zuletzt r�ckl�ufige Steuereinnahmen und die

Umstellung des Zahlungstermins f�r den

regul�ren Zuschuss an die BA zu einem merk-

lichen Defizit f�hren. Allerdings zeichnen sich

bisher geringer als veranschlagte Ausgaben

insbesondere f�r Zinsen, Inanspruchnahmen

Deutlich
gestiegenes
Defizit des
Bundes-
haushalts im
dritten Quartal
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aus Gew�hrleistungen und das �berj�hrige

Darlehen an den Gesundheitsfonds ab, das

dessen Einnahmenausf�lle im laufenden Jahr

ausgleichen soll. Dar�ber hinaus wird nach

der Steuersch�tzung auch mit einem um

3 Mrd 3 h�heren Steueraufkommen gerech-

net. Insgesamt k�nnte das Defizit damit deut-

lich hinter dem Planansatz zur�ckbleiben.

Der im Sommer von der alten Bundesregie-

rung vorgelegte Entwurf f�r den Bundeshaus-

halt 2010 sah eine kr�ftige Ausweitung der

Nettokreditaufnahme um 37 Mrd 3 auf 86

Mrd 3 vor.9) Die zwischenzeitlich verbesserten

Aussichten f�r die gesamtwirtschaftliche Ent-

wicklung entlasten den Bundeshaushalt je-

doch merklich. So d�rfte die vom Bund zum

Defizitausgleich an die BA zu leistende Zah-

lung deutlich niedriger ausfallen als bisher

veranschlagt (20 Mrd 3). Auch k�nnten sich

die im laufenden Jahr beobachteten modera-

teren Entwicklungen der Ausgaben f�r Zinsen

und f�r Inanspruchnahmen aus Gew�hrleis-

tungen fortsetzen. Nach der j�ngsten Steuer-

sch�tzung, die die von der neuen Bundes-

regierung angek�ndigten steuerlichen Entlas-

tungen allerdings noch nicht ber�cksichtigt,

w�rde das Aufkommen zudem um 2 Mrd 3

h�her ausfallen als bisher veranschlagt. Das

Defizit k�nnte sich so auf eine Gr�ßenord-

nung von etwa 75 Mrd 3 belaufen.

Allerdings zeichnen sich erhebliche Belastun-

gen aus den j�ngsten Koalitionsvereinbarun-

gen ab. Neben Steuersenkungen und Kinder-

gelderh�hung sind Mehrausgaben zur Stabili-

sierung der Krankenversicherungsbeitr�ge,10)

durch h�here Schonverm�gen beim Bezug

von Arbeitslosengeld II, durch weitere Sub-

ventionen f�r die Landwirtschaft und im Be-

reich Bildung und Forschung in Aussicht ge-

stellt worden. Vor diesem Hintergrund geht

die Regierung wohl derzeit davon aus, dass

der urspr�ngliche Defizitansatz des Haushalts-

entwurfs 2010 nicht wesentlich unterschrit-

ten wird. Die Regelkreditgrenze nach dem

noch anzuwendenden alten Artikel 115 GG

wird damit außerordentlich deutlich �ber-

schritten. Gem�ß einem Verfassungsgerichts-

urteil von 1989 unterliegt der Haushaltsge-

Finanzierungssalden des 
Bundes

Deutsche Bundesbank
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9 Vgl. dazu: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht,
August 2009, S. 73 f.
10 Laut GKV-Sch�tzerkreis sollen die Ausgaben der Kran-
kenkassen 2010 die Zuweisungen aus dem Gesundheits-
fonds um 7 1�2 Mrd 3 �berschreiten. Dem liegt trotz
niedriger Preissteigerungsraten und schwacher allgemei-
ner Einkommensentwicklung ein weiterhin starker Aus-
gabenanstieg zugrunde. Die konjunkturbedingten Min-
dereinnahmen sind somit nur zum Teil f�r diese – eigent-
lich �ber Zusatzbeitr�ge zu schließende – Finanzierungs-
l�cke der Krankenkassen verantwortlich.
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setzgeber der besonderen Begr�ndungspflicht

im Hinblick auf die Eignung einer erh�hten

Kreditaufnahme zur Abwehr einer St�rung

des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts.

Da sich nunmehr eine g�nstigere Entwicklung

abzeichnet als dem urspr�nglichen Entwurf

zugrunde lag, erscheint es allerdings nicht

offensichtlich, dass zus�tzliche schuldenerh�-

hende Maßnahmen diesbez�glich erforder-

lich sind. Der Finanzplanungsrat hatte sich

schon im Juli gegen weitere Konjunkturpro-

gramme ausgesprochen.

Nach der neuen Schuldenregel11) ist ab 2011

die strukturelle (d.h. um eine Konjunkturkom-

ponente und finanzielle Transaktionen berei-

nigte) Nettokreditaufnahme des Ausgangs-

jahrs 2010, die von der alten Regierung auf

1,6% des BIP taxiert wurde, in gleichm�ßigen

Schritten bis 2016 zumindest auf die neue

Obergrenze von 0,35% des BIP zur�ckzuf�h-

ren. Im bisherigen mittelfristigen Finanzplan

bis 2013 wurde der Konsolidierungsbedarf

mit noch nicht konkretisierten, globalen Min-

derausgaben abgedeckt, die von 6 1�2 Mrd 3

2011 auf 20 Mrd 3 2013 stiegen. Aus der

Herbstprognose der EU-Kommission ergibt

sich mit dem f�r den Bundeshaushalt

als Richtschnur vorgegebenen Konjunktur-

bereinigungsverfahren auch angesichts der

nun g�nstigeren gesamtwirtschaftlichen Ent-

wicklung ein erheblich niedrigerer Wert

f�r die Konjunkturkomponente als in der

urspr�nglichen Rechnung des Bundes. Bei

unver�nderter Neuverschuldung w�rde das

strukturelle Defizit damit deutlich gr�ßer aus-

fallen als bisher unterstellt. Zudem scheint es

auch wegen der Unsicherheiten bei der Be-

stimmung der konjunkturbereinigten Haus-

haltslage geboten, grunds�tzlich einen Sicher-

heitsabstand zur neuen Verfassungsober-

grenze einzuplanen.12)

Spielr�ume f�r nicht gegenfinanzierte defizit-

erh�hende Maßnahmen sind insoweit nicht

erkennbar. Stattdessen w�re eine strikte Kon-

solidierung des Bundeshaushalts ab 2011

geboten. Unerwartete Haushaltsverbesserun-

gen aus einer g�nstigeren konjunkturellen

Entwicklung bieten im Rahmen der nationa-

len und internationalen Regeln keine zus�tz-

lichen Spielr�ume und w�ren auch angesichts

der Erfahrungen der Vergangenheit nicht f�r

Einnahmensenkungen oder Ausgabenerh�-

hungen, sondern zur Begrenzung der Schul-

denzunahme zu verwenden. Besonders be-

denklich w�re, das strukturelle Defizit im

Ausgangsjahr 2010 mithilfe von danach

wieder entfallenden Einmalbelastungen aus-

zuweiten, um �ber die Stufenregelung f�r die

Folgejahre h�here Verschuldungsspielr�ume

f�r geplante weitere Maßnahmen zu er�ff-

nen. Nach der Gesetzesbegr�ndung wurde

die �bergangsregel eingef�hrt, weil die

neuen Vorgaben wegen der Ausgangslage des

Bundeshaushalts im Fr�hjahr 2009 und der

beschlossenen Maßnahmen zur �berwin-

dung der schweren Rezession als nicht sofort

einzuhalten angesehen wurden. Eine neuer-

liche Defizitausweitung ist damit jedoch nicht

11 Vgl. dazu: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht, Mai
2009, S. 82f.
12 Da die neue Verfassungsgrenze bei der Haushaltsauf-
stellung nur in außergew�hnlichen Notlagen (mit an-
schließender Tilgungsverpflichtung) �berschritten werden
darf, k�nnen ohne Sicherheitsabstand kurzfristig erheb-
liche Konsolidierungsanforderungen entstehen, die eine
stetige Finanzpolitik erschweren. Vgl. dazu: J. Kremer
und D. Stegarescu (2009), Neue Schuldenregeln: Sicher-
heitsabstand f�r eine stetige Finanzpolitik, in: Wirt-
schaftsdienst, 89. Jg., S. 630ff.
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vereinbar und droht, die grundlegende Rege-

lungsabsicht der neuen Vorgaben, das starke

Anwachsen der Staatsverschuldung wirksam

einzud�mmen, schon im Vorfeld zu unter-

laufen.

Die Extrahaushalte des Bundes verzeichneten

im dritten Quartal ein Defizit von gut 1 Mrd 3,

nach einem �berschuss von 1�2 Mrd 3 vor Jah-

resfrist. Ausschlaggebend war der f�r das

Konjunkturpaket II eingerichtete Investitions-

und Tilgungsfonds mit einem Defizit von gut

1 1�2 Mrd 3, wozu die Abwrackpr�mie erneut

den entscheidenden Beitrag leistete. Der Ab-

fluss der investiven Mittel f�r Vorhaben des

Bundes sowie der L�nder und Gemeinden hat

sich verst�rkt und erreichte 1�2 Mrd 3. Beim

Finanzmarktstabilisierungsfonds wurde da-

gegen vor allem aus Erl�sen f�r Garantie-

�bernahmen ein leichter �berschuss erzielt,

w�hrend in diesem Zusammenhang – wie zu-

vor – keine Auszahlungen anfielen und auch

keine weiteren Kapitalzuf�hrungen erfolgten.

Zum Jahresende d�rfte sich der Mittelabfluss

aus den Extrahaushalten verst�rken, sodass

sich 2009 ein Gesamtdefizit von gut 20 Mrd 3

ergeben k�nnte.

L�nderhaushalte13)

Die Lage der L�nderhaushalte verschlechterte

sich im dritten Quartal weiter merklich. Das

Defizit belief sich auf 6 Mrd 3, nach einem

�berschuss von 11�2 Mrd 3 vor Jahresfrist. Die

Einnahmen sanken um 7%, wobei der starke

R�ckgang des Steueraufkommens (– 13%)

durch deutlich h�here sonstige Einnahmen

teilweise ged�mpft wurde. Letzteres steht in

Zusammenhang mit der �bertragung der Er-

tragshoheit f�r die Kfz-Steuer auf den Bund

ab Juli 2009. Dadurch sinken die L�nder-

steuereinnahmen, w�hrend die sonstigen Ein-

nahmen aufgrund der zur Kompensation

vom Bund an die L�nder gezahlten Festbe-

tr�ge (knapp 2 1�2 Mrd 3 pro Quartal) steigen.

Die Ausgaben zogen weiter kr�ftig um 4 1�2 %

an, großenteils bedingt durch h�here Auf-

wendungen f�r Personal infolge der deut-

lichen Entgeltanpassungen im Fr�hjahr und

deren �bertragung auf Beamte und Versor-

gungsempf�nger.

Im laufenden Jahr verschlechterte sich der

Finanzierungssaldo der L�nderhaushalte da-

mit im Vergleich zum Vorjahrszeitraum ins-

gesamt um 26 Mrd 3, sodass das Defizit

Ende September bereits 19 Mrd 3 betrug

(darunter 7 Mrd 3 f�r die Rekapitalisierung

der BayernLB, die haushaltsm�ßig noch dem

Jahr 2008 zugeordnet ist). Bis zum Jahresende

d�rfte es weiter kr�ftig ansteigen. Nach den

Haushaltsans�tzen (zuz�glich der Mittel f�r

die BayernLB) w�rde der bisherige Rekord-

wert von gut 30 Mrd 3 aus dem Jahr 2003

ann�hernd erreicht, nach einem leichten

�berschuss im Vorjahr. W�hrend Mecklen-

burg-Vorpommern, Sachsen und Th�ringen

f�r die ersten neun Monate noch einmal

�bersch�sse beziehungsweise ann�hernd

ausgeglichene Haushalte meldeten, ver-

schlechterte sich die Finanzlage der meisten

westdeutschen L�nder drastisch. Bislang vor-

gelegte Haushaltsentw�rfe f�r 2010 sehen in

13 Die Entwicklung der Gemeindefinanzen im zweiten
Quartal wurde in den Kurzberichten des Monatsberichts
vom Oktober 2009 kommentiert. Neuere Angaben liegen
nicht vor.
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zahlreichen F�llen bei weiter r�ckl�ufigen

Steuereinnahmen und steigender Nettoneu-

verschuldung �berschreitungen der fortgel-

tenden alten Regelkreditgrenzen vor. Die

Steuereinnahmen der L�nder f�r 2010 wer-

den durch die neueste Steuersch�tzung trotz

der unterstellten g�nstigeren gesamtwirt-

schaftlichen Entwicklung gegen�ber der Mai-

Sch�tzung nicht revidiert. Dabei sind die von

der neuen Bundesregierung avisierten zus�tz-

lichen Steuerentlastungen noch nicht enthal-

ten.

F�r die f�nf hochverschuldeten L�nder mit

Anspruch auf bundesstaatliche Konsolidie-

rungshilfen nach dem neuen Artikel 143 d

GG, insbesondere f�r Bremen und das Saar-

land,14) w�rde die in § 2 Konsolidierungshil-

fengesetz vorgeschriebene stufenweise R�ck-

f�hrung der strukturellen Defizite des Jahres

2010 nochmals wesentlich erschwert wer-

den, wenn die f�r die Folgejahre angek�n-

digten umfangreichen Einkommensteuerent-

lastungen ohne bundesweit ansetzende Ge-

genfinanzierungsmaßnahmen erfolgen w�r-

den. Somit droht diesen L�ndern zugleich der

Verlust von Konsolidierungshilfen. Insgesamt

war ein nachhaltiger Haushaltsausgleich ab

2020 ohne Nettoneuverschuldung f�r einige

L�nder schon ausgehend von den Ergebnis-

sen 2008 nur mit sehr strikter Ausgabendiszi-

plin erreichbar. Mit den in diesem Jahr bereits

beschlossenen dauerhaften Steuerentlastun-

gen k�nnte der Spielraum nun auch f�r wei-

tere L�nder ausgesch�pft sein. Vor diesem

Hintergrund hatte der Finanzplanungsrat

noch im Juli betont, dass ein struktureller

Haushaltsausgleich verst�rkte Konsolidierung

auf der Ausgaben- und Einnahmenseite ab

2011 voraussetzt.

Sozialversicherungen15)

Rentenversicherung

Im dritten Quartal 2009 verzeichnete die ge-

setzliche Rentenversicherung ein Defizit von

gut 2 Mrd 3, das um 11�2 Mrd 3 h�her ausfiel

als vor Jahresfrist. Die Gesamteinnahmen

wuchsen um knapp 1�2 %. Etwas st�rker stie-

gen die Beitragseing�nge, was allerdings aus-

schließlich auf Beitr�ge f�r Bezieher von

Lohnersatzleistungen wie insbesondere

Arbeitslosengeld I und II (+ 28%), sowie

Krankengeld (+ 15%) zur�ckzuf�hren war.

Die Pflichtbeitr�ge der Besch�ftigten stagnier-

ten dagegen, obwohl hier auch die auf die

Kurzarbeit bezogenen Beitr�ge verbucht wer-

den. Die Zunahme der Arbeitslosigkeit wirkt

sich insbesondere bei Bezug der Versiche-

rungsleistung Arbeitslosengeld I deutlich ge-

d�mpft auf die Einnahmen der Rentenver-

sicherungstr�ger aus.16) Der Ausgabenzu-

wachs beschleunigte sich nach der kr�ftigen

Rentenanpassung vom Juli um 2,41% in

14 Die anderen drei L�nder – Berlin, Sachsen-Anhalt und
Schleswig-Holstein – weisen geringere strukturelle Defi-
zite auf, sodass der Konsolidierungsbedarf bis 2020 nied-
riger ausf�llt.
15 Die Finanzentwicklung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung und der sozialen Pflegeversicherung im zwei-
ten Quartal 2009 wurde in den Kurzberichten des Mo-
natsberichts vom September 2009 kommentiert. Neuere
Daten liegen noch nicht vor.
16 Beim Bezug von Arbeitslosengeld I �berweist die BA
Rentenbeitr�ge bezogen auf 80% des vorherigen Brutto-
entgelts. Nach der gleichen Regel werden die Beitr�ge
bei Krankengeld und bei Kurzarbeit ermittelt. Im Fall des
Arbeitslosengelds II vermindert sich die Bemessungs-
grundlage auf einheitlich 205 3 pro Monat.
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West- und 3,38% in Ostdeutschland deutlich

auf fast 3%.

Das im laufenden Jahr kumulierte Defizit be-

lief sich Ende September auf 3 Mrd 3. Im letz-

ten Quartal ist aufgrund der Beitr�ge auf die

saison�blichen Sonderzahlungen wie insbe-

sondere das Weihnachtsgeld ein betr�cht-

licher �berschuss in �hnlicher Gr�ßenord-

nung zu erwarten. Damit d�rften die Renten-

versicherungstr�ger 2009 mit einem etwa

ausgeglichenen Finanzierungssaldo abschlie-

ßen. Im kommenden Jahr ist trotz voraus-

sichtlich wieder steigender Pro-Kopf-Arbeits-

entgelte mit einer schw�cheren Beitragsent-

wicklung zu rechnen, weil die Besch�ftigung

zur�ckgehen wird und immer mehr Betrof-

fene nach der maximalen Bezugsdauer kein

Arbeitslosengeld I mehr erhalten werden. Die

im Fr�hjahr beschlossene Rentengarantie ver-

hindert zudem, dass die Rentenzahlbetr�ge

zur Jahresmitte 2010 trotz voraussichtlich

r�ckl�ufiger Durchschnittsentgelte im laufen-

den Jahr ebenfalls sinken. Insgesamt ist somit

2010 ein betr�chtliches Defizit in den Renten-

kassen absehbar.

Bundesagentur f�r Arbeit

Die BA weist f�r das dritte Quartal 2009 ein

Defizit von 5 1�2 Mrd 3 aus, w�hrend ein Jahr

zuvor noch ein �berschuss von gut 1�2 Mrd 3

verzeichnet worden war. Hier zeigt sich unter

anderem die starke automatische Stabilisie-

rungswirkung der BA. Dass die Einnahmen

um gut ein Viertel gesunken sind, beruht frei-

lich �berwiegend auf anderen Faktoren. So

wurde der Beitragssatz nochmals um einen

halben Prozentpunkt auf 2,8% reduziert.

Außerdem wird der Bundeszuschuss 2009

nicht mehr in monatlichen Raten, sondern

grunds�tzlich erst zum Jahresende �berwie-

sen.17) Bereinigt um diese Effekte sind die

Einnahmen von Juli bis September um 1%

gegen�ber dem Vorjahr gesunken. Auf der

Ausgabenseite kam es zu einem Anstieg um

44%. F�r das Arbeitslosengeld I wurde ent-

sprechend der steigenden Empf�ngerzahl

37% oder gut 1 Mrd 3 mehr ausgegeben.

Die Kurzarbeitergeldzahlungen stiegen um

1 Mrd 3 und die Aufwendungen f�r die be-

rufliche F�rderung (einschl. der hier erfassten

Erstattungen von Sozialbeitr�gen bei Kurz-

arbeit an Arbeitgeber) um knapp 1 Mrd 3.

Nach ihrem H�chststand im Juli sind die Aus-

gaben f�r das konjunkturelle Kurzarbeiter-
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17 Im September wurden allerdings zur Liquidit�tssiche-
rung 1�2 Mrd 3 vereinnahmt.
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geld allerdings wieder deutlich r�ckl�ufig. Die

Insolvenzgeldzahlungen �bertrafen ihren Vor-

jahrswert um 1�2 Mrd 3. Die hierf�r vorgesehe-

nen, von Arbeitgebern zu zahlenden Umla-

gen wurden 2009 erstmals im Vorhinein fest-

gelegt und sind angesichts der unerwartet

hohen Ausgabensteigerungen nicht ausrei-

chend bemessen. F�r 2010 werden die Umla-

gebeitr�ge daher deutlich angehoben, da sie

sowohl den Fehlbetrag des laufenden als

auch den voraussichtlich noch einmal hohen

Ausgabenbedarf des kommenden Jahres

decken m�ssen.18)

F�r die ersten neun Monate bel�uft sich das

Defizit der BA auf 15 1�2 Mrd 3. Im letzten

Quartal ist trotz steigender Arbeitslosigkeit

mit einem sp�rbaren �berschuss zu rechnen,

weil neben den saison�blich h�heren Beitr�-

gen (insbesondere auf Weihnachtsgeld) auch

der gr�ßte Teil des regul�ren Bundeszuschus-

ses �berwiesen wird. Insgesamt d�rften da-

mit die R�cklagen der BA im laufenden Jahr

noch nicht vollst�ndig abgeschmolzen wer-

den. Dies wird aber im n�chsten Jahr gesche-

hen, da mit einer deutlichen Zunahme der

Arbeitslosigkeit gerechnet wird. Die BA wird

dann auf betr�chtliche Finanzhilfen des

Bundes angewiesen sein.

Laut Koalitionsvereinbarung der neuen Regie-

rungsparteien sollen �ber den regul�ren Bun-

deszuschuss hinausgehende Zahlungen zu-

k�nftig nicht mehr als r�ckzahlbare Darlehen

zur Liquidit�tshilfe, sondern als Zusch�sse ge-

w�hrt werden. Damit wird die letzte Reform

wieder r�ckg�ngig gemacht, mit der die

fr�here Praxis beendet werden sollte, die

BA regelm�ßig umfangreich bedarfsgerecht

durch den Bundeshaushalt zu alimentieren.

Da der Beitragssatz durch die zuletzt vorge-

nommenen Senkungen auf derzeit 2,8% be-

ziehungsweise 3,0% ab 2011 nicht ausreicht,

um die Ausgaben der BA strukturell zu de-

cken, w�re damit eine Verschiebung der

Finanzierungslast von den Beitragszahlern auf

Finanzen der
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1 Ohne  Liquiditätshilfen  des  Bundes. — 
2 Einschl. der Zuführungen an den 2008 ein-
gerichteten Versorgungsfonds.
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18 F�r 2010 wird der Umlagesatz f�r das Insolvenzgeld
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heutige und k�nftige Steuerpflichtige verbun-

den. Dies w�re angemessen, wenn der regu-

l�re Bundeszuschuss hinter den versiche-

rungsfremden Leistungen der BA zur�ckblei-

ben w�rde.19) Da sich diese gegenw�rtig aber

weitgehend entsprechen d�rften, droht da-

mit eine dauerhafte Subventionierung eigent-

lich versicherungskonformer Leistungen.

19 Hierzu z�hlt bei der BA vor allem der Eingliederungs-
beitrag, mit dem der Bund diese zur H�lfte an den Kosten
der Eingliederung und der Verwaltung im Bereich des
SGB II beteiligt.




